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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Radio und Fernsehen

In den Kantonen Zürich und Basel-Landschaft reichten vier Stimmbürger
Abstimmungsbeschwerden ein, die eine Nachzählung des knappen
Abstimmungsergebnisses zum RTVG forderten und sich dabei auf eine seit 2009
geltende und anlässlich der ebenfalls knappen Abstimmung über die biometrischen
Pässe eingeführte Praxis der Rechtsprechung beriefen, wonach bei sehr knappen
Abstimmungsergebnissen per se ein Anspruch auf Nachzählung besteht. In Reaktion auf
diesen umstrittenen Entscheid, der gemäss den Gegnern dieser Regelung das generelle
Vertrauen in die direkte Demokratie schwäche, hatten die eidgenössischen Räte eine
Änderung des Gesetzes über politische Rechte beschlossen, welche diesen Entscheid
rückgängig machen wollte. Dieser im November in Kraft tretenden Regelung billigte das
Bundesgericht nun eine Vorwirkung zu und wies die Beschwerden ab. Darüber hinaus
erachteten die Bundesrichter das Ergebnis nicht als ausreichend knapp und da die
Beschwerdeführer nur auf marginale Ungereimtheiten aufmerksam gemacht hätten,
war das Bundesgericht der Ansicht, dass auch eine Nachzählung das Ergebnis nicht
substanziell zu Gunsten der RTVG-Gegner beeinflusst hätte. 1

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 20.08.2015
MARLÈNE GERBER

Anfang Dezember erging ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts bezüglich der
Unternehmensabgabe für Radio und Fernsehen. Daraus ging hervor, dass die sechs
Tarifstufen für die Festlegung der Unternehmensabgabe verfassungswidrig sind. Das
Bundesverwaltungsgericht gab folglich einem beschwerdeführenden Unternehmen aus
dem Kanton Bern recht, das die Höhe der Abgabe beanstandet hatte. Gleichwohl hielt
das Gericht fest, dass trotz der Verfassungswidrigkeit keine Rückzahlung oder
Reduzierung der Unternehmensabgabe zu erfolgen habe. Ferner solle die
inkraftstehende Regelung bis zum Erlass einer neuen Norm weiterhin angewendet
werden. Nur so könne Rechtssicherheit garantiert werden. Die ESTV, welche die
Abgaben auch weiterhin erheben wird, musste in der Folge zusammen mit dem BAKOM
das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts prüfen und entscheiden, ob eine Beschwerde
innert der 30-tägigen Beschwerdefrist eingegeben werden soll.

Die Änderung der Tarifstufen ist aber nicht Sache der Verwaltung, sondern unterliegt
dem Gesetzgebungsprozess und damit dem Parlament. Der Bundesrat hatte bereits vor
diesem Urteil den Beschluss gefasst, die Höhe der Tarife für die Unternehmensabgabe
bis 2020 überprüfen zu wollen. Ungeachtet der weiteren Vorgänge dürfte das Urteil
Wasser auf die Mühlen verschiedener parlamentarischer Vorstösse bezüglich der
Mediensteuer giessen, so beispielsweise des Postulats Abate (fdp, TI; Po. 19.3235) oder
der parlamentarischen Initiative Regazzi (cvp, TI; Pa.Iv. 19.482). 2

GERICHTSVERFAHREN
DATUM: 05.12.2019
MAXIMILIAN SCHUBIGER

1) NZZ, 11.8.15; NZZ, SGT, TA, 20.8.15
2) BVGer Urteil vom 5.12.19 (A-1378_2019); Medienmitteilung BVGer vom 13.12.19
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